% ‘ Bundesnetzagentur

- Beschlusskammer 7 -
Beschluss

Az.: BK7-19-037-B2
In dem Verwaltungsverfahren

wegen: Genehmigung eines Uberbuchungs- und Riickkaufsystems der Fernleitungsnetzbetreiber
fur das Angebot zusatzlicher Kapazitaten im deutschlandweiten Marktgebiet (,KAP+),

hier: Antrag auf Beiladung

der Uniper Global Commodities SE, Holzstral’e 6, 40221 Dusseldorf, vertreten durch ihren Vor-

stand,
Beiladungspetentin,
- Verfahrensbevollmachtigte: Konzernrechtsabteilung der Uniper SE,
Holzstralke 6, 40221 Duisseldorf -
Beigeladene:

Gazprom export LLC, Ostrovskogo Sq. 2a letter ,A“, Sankt Petersburg 191023, Russland, vertre-
ten durch ihre Generaldirektorin _

Beigeladene,

- Verfahrensbevollmachtigte: Gleiss Lutz Hootz Hirsch PartmbB Rechtsanwalte,

Steuerberater, Dreischeibenhaus 1, 40211 Disseldorf -

hat die Beschlusskammer 7 der Bundesnetzagentur fir Elektrizitat, Gas, Telekommunikation, Post
und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, gesetzlich vertreten durch ihren Prasidenten Jochen
Homann,

durch ihre Vorsitzende Barbie Kornelia Haller,
ihren Beisitzer Dr. Werner Schaller
und ihre Beisitzerin Diana Harlinghausen
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Elektrizitat, Gas, Telekommunikation, Post (02 28) 14-5974 poststelle@bnetza.de Bundeskasse Trier
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Behordensitz: Bonn IBAN: DE 81 590 000 00 00 590 010 20
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am 05.12.2019 beschlossen:

Die Beiladungspetentin wird beigeladen.



Grinde

Die Beiladungspetentin begehrt die Hinzuziehung zu dem Verwaltungsverfahren mit dem Akten-
zeichen BK7-19-037 (,KAP+"). In diesem Verfahren wird Uber die Genehmigung eines von den
deutschen Fernleitungsnetzbetreibern entworfenen Uberbuchungs- und Riickkaufsystems ent-

schieden.

(1) Die Beiladungspetentin ist ein Konzernunternehmen der Uniper SE. Sie ist ein international
tatiges Energieversorgungsunternehmen, das unter anderem Erdgas nach Deutschland impor-
tiert, dies Uberwiegend um dort Weiterverteiler sowie Letztverbraucher zu beliefern. Zu diesem
Zweck bucht sie in erheblichem Umfang lang- und kurzfristige feste Kapazitatsprodukte bei deut-
schen Fernleitungsnetzbetreibern, u.a. an Grenziibergangs- und Speicheranschlusspunkten.

(2) Am 23.05.2019 hat die Beschlusskammer das Verwaltungsverfahren ,Kap+“ eingeleitet. Die
Betreiber von Fernleitungsnetzen sind aufgefordert worden, ein Uberbuchungs- und Riickkaufsys-
tem nach Punkt 2.2.2. des Anhangs | der Verordnung (EG) Nr. 715/2009* in der Fassung aufgrund
des Beschlusses 2012/490/EU? zu entwerfen und dieses anschlieBend zur Genehmigung vorzu-
legen. Hierdurch will die Beschlusskammer die Voraussetzungen fir ein h6heres Angebot fester
Kapazitaten im zu bildenden deutschlandweiten Marktgebiet schaffen. Nach Berechnungen der
deutschen Fernleitungsnetzbetreiber auf Grundlage der bestehenden Infrastruktur hat die Zusam-
menlegung der beiden deutschen Marktgebiete (8 21 Abs. 1 S. 2 GasNzV) namlich eine Reduk-
tion der technischen frei zuordenbaren Einspeisekapazitaten (FZK) zur Folge. Ein Uberbuchungs-
und Rickkaufsystem definiert Bedingungen, unter denen Kapazitaten Uber die ermittelten techni-

schen Kapazitaten hinaus angeboten werden kénnen.

(3) Mit Schreiben vom 07.11.2019 hat sich die Beiladungspetentin an die Beschlusskammer ge-
wandt. Sie ist der Ansicht, auf Antrag zu dem bezeichneten Verfahren hinzugezogen werden zu
missen, da eine verfahrensabschlielBende Entscheidung ihre wirtschaftlichen Interessen erheb-
lich berGhre. Die Entscheidung wirke sich auf das Angebot jener festen Kapazitaten aus, auf deren
Buchung die Beiladungspetentin im Rahmen ihrer Geschéftstatigkeit angewiesen sei. Neben Aus-
wirkungen auf die Kapazitatsentgelte seien auch konkrete Modalitaten des Uberbuchungs- und

1 Verordnung (EG) Nr. 715/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 tber die
Bedingungen fir den Zugang zu den Erdgasfernleitungsnetzen und zur Aufhebung der Verordnung (EG)
Nr. 1775/2005 (ABI. L 211 vom 14.08.2019, S. 36)

2 Beschluss 2012/490/EU der Kommission vom 24. August 2012 zur Anderung von Anhang | der Verord-
nung (EG) Nr. 715/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates uber die Bedingungen fir den Zu-
gang zu den Erdgasfernleitungsnetzen (ABI. L 231 vom 28.08.2012, S. 16)



Ruckkaufsystems von wirtschaftlicher Bedeutung fiir sie. Dies betreffe zum Beispiel eine méglich-
erweise eingeschrankte Kurzfristvermarktung, aber auch etwaige Auswirkungen beim Einsatz von
Mafnahmen zur Beseitigung von Engpéassen durch Fernleitungsnetzbetreiber.

Die Beiladungspetentin beantragt,
sie zu dem Verwaltungsverfahren mit dem Aktenzeichen BK7-19-037 beizuladen.

(4) Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akten Bezug genommen.

Die Beiladungspetentin wird antragsgemal3 durch einfache Beiladung zu dem Verfahren hinzuge-
zogen. Aufgrund der Moglichkeit einer erheblichen Betroffenheit wirtschaftlicher Interessen halt
die Beschlusskammer eine einfache Beiladung nach 8 66 Abs. 2 Nr. 3 EnWG in Verbindung mit
8 13 Abs. 2 VwVfG im Rahmen ihres Ermessens flr angezeigt. Verfahrensbkonomische Belange
stehen dem nicht entgegen.

(1) Die Beiladungspetentin ist erheblich in ihren Interessen berihrt.

(a) Gemal § 66 Abs. 2 Nr. 3 EnNWG kdnnen Dritte als einfache Beigeladene zu einem Verfahren
hinzugezogen werden, sofern ein in Betracht kommender Verfahrensausgang zumindest mittel-
bare Auswirkungen auf sie haben kann (OLG Dusseldorf, Beschl. v. 07.04.2006, Az.: VI-3 Kart
161/06 (V)). Dies setzt die Moglichkeit einer erheblichen Interessensberiihrung voraus. Der Begriff
des Interesses ist weit auszulegen und erfasst daher nicht nur ein rechtliches, sondern auch ein
wirtschaftliches Interesse am Verfahrensausgang (OLG Diusseldorf, Beschl. v. 23.09.2009 - VI-3
Kart 25/08 (V)). Erheblichkeit ist anzunehmen, wenn die Interessen nicht nur entfernt oder gering-
fugig beruhrt werden. Es ist auf die spezifischen Zielsetzungen des Energiewirtschaftsgesetzes
abzustellen, das heil3t insbesondere auf die in 8§ 1 EnWG genannte preisgunstige und effiziente
leitungsgebundene Versorgung der Allgemeinheit mit Gas.

(b) Gemessen hieran ist die Beiladungspetentin erheblich in ihren Interessen berthrt. Da sie zu-
kunftig auf weitere verbindliche Kapazitaten angewiesen ist, um ihre Lieferverpflichtungen erfillen
zu kénnen, besteht ein wirtschaftliches Interesse an den Bedingungen, unter denen weitere Ka-
pazitaten angeboten werden kénnen. Zudem wird das von den Fernleitungsnetzbetreibern im
Rahmen des Verfahrens vorgelegte Konzept des Uberbuchungs- und Riickkaufsystems sowie die
in diesem Konzept angelegte vollstandige Allokation der Kosten und Risiken beim Netznutzer
Auswirkungen auf die Bedingungen des Netzzugangs haben kénnen. Auch einzelne Modalitaten
des vorgelegten Konzepts fiir ein Uberbuchungs- und Riickkaufsystem sind geeignet, die Beila-

dungspetentin — zumindest mittelbar — in ihren wirtschaftlichen Interessen erheblich zu berihren.



Dies gilt etwa flr im Konzept vorgesehene Einschrankungen der Kurzfristvermarktung im Eng-
passfall, die Auswirkungen auf die Buchungsflexibilitat der Beiladungspetentin entfalten kénnen.
Gleiches gilt fir das im Konzept der Fernleitungsnetzbetreiber vorgesehene Instrument der Dritt-
netznutzung, bei dem die Fernleitungsnetzbetreiber unmittelbar oder mittelbar in Wettbewerb zu
Transportkunden und damit auch zur Beiladungspetentin treten kdnnen. Wirtschaftliche Interes-
sen der Beiladungspetentin kénnen schlieflich auch bei der Ausgestaltung des sogenannten
Spread-Produkts sowie des im Konzept als ultima ratio vorgesehenen Kapazitatsrickkauf-Pro-
dukts beriihrt werden, kommt doch die Beiladungspetentin, wie alle anderen Transportkunden
auch, als potentielle Anbieterin dieser Instrumente in Betracht.

(2) Im Rahmen des Ermessens sprachen keine verfahrensékonomischen Erwagungen gegen die
einfache Beiladung.

(a) Gemal § 66 Abs. 2 Nr. 3 EnWG i.V.m. § 13 Abs. 2 S. 1 VwWV{G steht die einfache Beiladung
im Ermessen der Regulierungsbehérde. Von diesem Ermessen hat sie pflichtgemal Gebrauch zu
machen. Zweck der Beiladung ist zunachst die Sachverhaltsaufklarung und Aufbereitung des
Streitstoffes, dartuiber hinaus der Schutz von Rechten und Interessen (vgl. BGH, Beschl. v.
07.11.2006 — KVR 37/05; Turiaux, in: Kment, EnNWG 8§ 66 Rn. 12 und 17). Bei der Entscheidung
sind demnach die Interessen der Behdrde an einem geordneten und zigigen Verfahren und an
umfassender Sachaufklarung zu berlcksichtigen, darlber hinaus auch jene des Beiladungspe-
tenten sowie die anderer Verfahrensbeteiligter. Relevant ist jeweils auch das Mafl? der Betroffen-
heit.

(b) Nach Abwéagung dieser Aspekte konnte dem Antrag entsprochen werden.

Das Angebot weiterer Kapazitaten ist von erheblicher Bedeutung fir Transportkunden und deren
wirtschaftlichen Interessen. Dies spricht dafir, ihnen verfahrensférderliche Beitrage zu ermdgli-
chen. Nach Ansicht der Beschlusskammer ist die Beiladungspetentin als gewichtige Marktteilneh-
merin Willens und in der Lage, an der Sachaufklarung mitzuwirken.

Zugleich hat die Beschlusskammer das Ziel, die Implementierung eines Uberbuchungs- und Ruick-
kaufsystems rechtzeitig zu den Auktionen fir Jahreskapazitat im Juli 2020 zu erméglichen. Hie-
raus folgt die Notwendigkeit, das Verfahren entschieden zu beschleunigen. Unter Berticksichti-
gung des friihen Verfahrensstandes erwartet sie indes nicht, dass eine Hinzuziehung der Beila-
dungspetentin dem rechtzeitigen Verfahrensabschluss entgegenstehen wird.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Beschluss kann binnen einer Frist von einem Monat nach Zustellung Beschwerde
erhoben werden. Die Beschwerde ist bei der Bundesnetzagentur fur Elektrizitat, Gas, Telekom-
munikation, Post und Eisenbahnen (Hausanschrift: Tulpenfeld 4, 53113 Bonn) einzureichen. Es



genlgt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist bei dem Oberlandesgericht Dusseldorf (Haus-

anschrift: Cecilienallee 3, 40474 Disseldorf) eingeht.

Die Beschwerde ist zu begriinden. Die Frist fir die Beschwerdebegriindung betragt einen Monat.
Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag von dem oder der Vorsitzen-
den des Beschwerdegerichts verlangert werden. Die Beschwerdebegriindung muss die Erkla-
rung, inwieweit der Beschluss angefochten und seine Abanderung oder Aufhebung beantragt
wird, und die Angabe der Tatsachen und Beweismittel, auf die sich die Beschwerde stiitzt, enthal-
ten. Die Beschwerdeschrift und die Beschwerdebegrindung missen durch einen Rechtsanwalt

unterzeichnet sein.

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (8 76 Abs. 1 EnWG).

Barbie Kornelia Haller Dr. Werner Schaller Diana Harlinghausen

Vorsitzende Beisitzer Beisitzerin



	Beschlusskammer 7
	Beschluss
	BK7-19-037-B2
	GründeI.
	II.
	Rechtsmittelbelehrung

